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1. Einleitung 

Von wenigen Ausnahmen abgesehen ist derzeit wohl kein regierender Staatschef so umstritten wie der venezolanische Präsident Hugo Chávez Frías. Während Altlinke in Europa und die weltweiten globalisierungskritischen Bewegungen ihn als Hoffnungsträger feien, der gegen die neoliberale Hegemonie Widerstand leistet, verdammen ihn seine Gegner als Demagogen und Diktator, den es, wie es der US-amerikanische Fernsehprediger Pat Robertson ausdrückte, „aus dem Verkehr“ zu ziehen gelte.
 

Fakt ist allerdings, dass über Hugo Chávez und sein Projekt der Bolivarischen Republik in der Öffentlichkeit der westlichen Welt relativ wenig berichtet wird und damit bekannt ist. 

Diese Arbeit befasst sich mit dem Anspruch und der Wirklichkeit der von Chávez begründeten „Fünften Republik“. Bieten ihre Prinzipien und ihre Implementierung eine echte Alternative für das Lateinamerika des 21. Jahrhunderts oder verschleiert sie nur die Kontinuitäten zur Vierten Republik ( 1961- 1999 )? Bietet sie Lösungen für die Probleme des Kontinents? Diese Fragen werden anhand der Bearbeitung folgender Themenkomplexe analysiert und zu beantworten versucht. : 

Zunächst wird der Elitenkonsens von Punto-Fijo aus dem Jahr 1958, der die Grundlage der Vierten Republik bildete, beleuchtet und auf die Gründe seines Scheiterns eingegangen. Danach werden die Stationen geschildert, die den Aufstieg Hugo Chávez’ bis zu seiner Wahl zum Staatspräsidenten der Republik Venezuela am 6. Dezember 1998 ermöglichten. 

Der erste analytische Hauptteil der Arbeit befasst sich mit dem Entstehungsprozess, dem Inhalt und der demokratischen Reichweite der Verfassung der Fünften Republik. In der Folge wird die Sozialpolitik Venezuelas am Beispiel der so genannten ‚misiones’ bezüglich der Frage analysiert, ob es sich bei diesen um die Verwirklichung einer allgemeinen sozialen Teilhabe für die gesamte Bevölkerung oder um die Fortsetzung der klientelistischen Strukturen der Vierten Republik handelt. 

Danach wird auf die Frage eingegangen, ob sich die Wirtschaftspolitik des Bolivarismus als ein tragfähiger Wandel zur Mischökonomie darstellt oder ob wir es mit einem wirtschaftlichen Strohfeuer finanziert durch die Einnahmen aus den großen Erdölvorräten Venezuelas tun haben. 

Der analytische Teil wird mit einer kurzen Betrachtung der Außenpolitik von Hugo Chávez abgeschlossen. 

2. Vorgeschichte 

2.1 Der Punto-Fijo-Pakt 

Beim Punto-Fijo-Pakt des Jahres 1958 handelte es sich um eine Übereinkunft zwischen den venezolanischen Parteien, der sozialdemokratischen Accion Democratica (AD) und der christdemokratischen COPEI sowie dem Unternehmerverband FEDECAMARAS, den Gewerkschaften, der Kirche und dem Militär.
 Dieser verfolgte in Reaktion auf die vorangegangene Militärdiktatur des Pérez Jimenez folgende Ziele: erstens die Verhinderung weitere Militärdiktaturen, zweitens die Abwendung einer Alleinherrschaft einer Partei, wie die der AD von 1945 – 1948, drittens die Herstellung einer Minimaldemokratie unter Ausschluss der kommunistischen Kräfte (PCV) und viertens die Aufrechterhaltung des inneren Friedens mittels klientelistischer Verteilung der führenden Positionen in Staat, Gesellschaft und Wirtschaft.
 Andreas Boeckh attestiert dem politischen System dieser Jahre eine Integration möglichst vieler politisch-gesellschaftlicher Gruppen und vergleicht die Vierte Republik sogar mit der Konkordanzdemokratie der Schweiz.
 

Ein Stützpfeiler der Vierten Republik waren die ab Mitte der 60er Jahre steigenden Öl-Einnahmen. Die Ölpreise und -fördermengen und damit die Einnahmen des Staates erlebten einen derartigen Aufschwung, dass die Verfolgung normalerweise gegensätzlicher Ziele möglich wurde: steigende Löhne in der Industrie, steigende Unternehmensgewinne, sowie hohe Sozialausgaben und hohe produktive Investitionen.
 

Gestützt auf diesen dominierenden Einflussfaktor erlebte Venezuela eine Phase hoher Stabilität, gekennzeichnet durch wirtschaftlichen Wohlstand und stabile demokratische Verhältnisse. Venezuela galt zu dieser Zeit als die Musterdemokratie Lateinamerikas.
 Dies änderte sich jedoch mit dem Ende des Ölbooms und dem Absturz des Ölpreises in den 80er Jahren. Die um sich greifende Korruption innerhalb des Systems in Kombination mit der durch sinkende Öleinnahmen auch Venezuela erfassenden Verschuldungskrise, die gescheiterte Industrialisierungspolitik und der dadurch verursachte soziale Abstieg weiter Teile der Bevölkerung (z.B. Verdopplung der Arbeitslosigkeit, dadurch Anwachsen des informellen Arbeitsmarktes)
 führte zur fortschreitenden Erosion der Grundlagen des Punto-Fijo-Pakts und stürzte das Land in eine Staatskrise. 

Deutlichster Ausdruck für die Staatskrise war der Caracazo, ein spontaner Volksaufstand im Februar 1989, der nach Verkündung des neoliberalen „Schockprogramms“ (Senkung der Sozialausgaben, Privatisierungen…) von Präsident Carlos Andrés Pérez in Caracas ausbrach und in dessen Verlauf neunzehn weitere Städte erfasste. Demonstrationen und Plünderungen waren an der Tagesordnung bis Perez den Ausnahmezustand ausrief und das Militär zur gewaltsamen Beendigung der Aufstände einsetzte. Die Zahl der Todesopfer wurde von Regierungskreisen auf ca. 500 geschätzt, während Menschenrechtsorganisationen von bis zu 1.500 Toten ausgingen. 

In der Folgezeit erlebte Venezuela eine Phase fortdauernder Instabilität. Diese war gekennzeichnet von zwei Putschversuchen. Der für diese Arbeit relevante Putschversuch wurde 1992 unter der Führung von Chávez durchgeführt. Des Weiteren wurde diese Zeit durch die Amtsenthebung des Carlos Andrés Pérez und der Wahl des inzwischen von seiner von ihm selbst ins Leben gerufenen Partei, der COPEI, sich losgelösten und nunmehr parteilosen Präsidentschaftskandidaten Rafael Caldera bestimmt. Rafeal Caldera führte die neoliberale Politik und die damit verbundenen Maßnahmen, die Pérez begonnen hatte und die der IWF unterstützte, weiter fort. Es gelang jedoch auch ihm nicht, den politischen Verfall der Vierten Republik aufzuhalten. 

Bei den Wahlen 1998 unterlag R. Caldera schließlich dem ehemaligen Putschisten von 1992, Hugo Chávez Frias. Chávez' Wahl wurde in einem Klima tiefer Frustration durch eine Bevölkerung, die ihr politisches System als überkommen und korrupt empfand, möglich.
 Hans-Jürgen Burchardt fasst die Gründe für Chávez' Aufstieg in seinem Aufsatz "Das Soziale Elend des Hugo Chavez - Die Wirtschafts- und Sozialpolitik der 5. Republik" folgendermaßen zusammen: "So existierte Ende der 1990er Jahre in Venezuela eine Gesellschaft, die sich durch grassierende Arbeitslosigkeit und krasse Armut, extreme Ungleichheit und ein Regime auszeichnete, welches inkompetent und korrupt war und immer weniger politische und soziale Integration gewährleistete. 20 Jahre Krise ließen in Venezuela hauptsächlich eins zurück: Die Zerstörung der ökonomischen, sozialen und zuletzt auch politischen Basis des Paktes Punto Fijo."
 

2.2 Der Aufstieg des Hugo Chávez Frias 

Als Sohn einer Mestizenfamilie blieb Hugo Chávez (Geboren1954) in der von Nachkommen der spanischen Kolonialherren dominierten venezolanischen Gesellschaft als eine der wenigen Möglichkeit, sozialen Aufstieg zu erlangen, eine Karriere im Militär anzustreben. 1971 schlug er eine Offizierslaufbahn an der Militärakademie von Venezuela ein. Dort graduierte er 1975. In dieser Zeit waren erste Anzeichen seiner politischen Ideen zu vernehmen - er las Marx, Lenin und Bolívar und engagierte sich in Diskussionskreisen und Geheimbünden innerhalb des Militärs.
 Besonders die Persönlichkeit und Ideen des „Befreiungsheldens“ Lateinamerikas, Simon Bolívar, prägt das Handeln Chavez' deutlich: nach innen nutzt er den Nationalhelden um die Einheit aller Venezolaner zu beschwören und nach außen propagiert er ein vereinigtes Lateinamerika im Geiste Bolívars als Gegenentwurf zur "neoliberalen US-Hegemonie".
 

Seine Bestrebungen und Ideen manifestierten sich 1982 in der Gründung der „Movimiento Bolivariano Revolucionario 200“ (MBR 200)
, einer Militärloge, die den Vorläufer der heutigen Regierungspartei „Movimiento Quinta Republica“ (MVR) bildete.
 Bea Müller stellt fest, dass die MBR 200 zu dieser Zeit zwar links beeinflusst war, aber dieser Einfluss nicht für die gesamte Bewegung repräsentativ war. Insofern kann in der Anfangsphase der bolivarischen Bewegung nicht von einem dezidiert linken Projekt gesprochen werden.
 

Chávez trieb die Bewegung voran und setzte parallel dazu seine steile Karriere beim Militär fort. Beide Prozesse mündeten im Militärputsch vom 4. Februar 1992, den die Mitglieder der MBR 200 unter der Führung von Chávez gegen die Regierung der AD verübten. Der Putsch scheiterte, Chávez wurde gefasst und musste ins Gefängnis. Schon nach Zwei Jahren wurde er jedoch von Präsident Rafael Caldera begnadigt und kam wieder frei. 

Sofort nach seiner Freilassung begann Chávez mit einer regen nationalen und internationalen Reisetätigkeit um für seine Ideen zu werben und Anhänger um sich zu scharen.
 Dabei traf er unter anderem Fidel Castro auf Kuba. In dieser Zeit wurden wahrscheinlich die Grundlagen für die guten Beziehungen zwischen Venezuela und Kuba gelegt. Parallel dazu trieb Chávez die Umformung seiner Geheimorganisation MBR 200 in eine legale politische Partei voran. 

Als sich 1998 abzeichnete, dass es den traditionellen Akteuren der Vierten Republik nicht gelingen würde, einen gemeinsamen Präsidentschaftskandidaten aufzustellen, nutzte Chavez die Chance mit seiner Partei „Movimiento Quinta Republica“ (MVR) in die sich auftuende Lücke zu stoßen und selbst für das Amt des Präsidenten zu kandidieren. Mit seiner erfolgreichen Wahl am 6. Dezember 1998 und seiner Vereidigung im Januar 1999 war Hugo Chávez auf demokratischem Wege an seinem ersten Ziel, der Übernahme der Regierung, angelangt. 

3. Die Bolivarische Republik 

3.1 Die Bolivarische Verfassung 

Gewissermaßen als erste Amtshandlung unterzeichnete Hugo Chávez einen Erlass, der die Einberufung einer verfassungsgebenden Versammlung zur Ausarbeitung einer neuen Verfassung verfügte. Jedoch ist anzumerken, dass bereits das Zustandekommen der verfassungsgebenden Versammlung gegen die damals gültige Verfassung von 1961 verstoßen hat und also verfassungswidrig war, da sie per Erlass des Präsidenten eingerichtet wurde, und nicht wie in Artikel 246 vorgesehen, durch die Initiative von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Kongresses oder der absoluten Mehrheit der Mitglieder der Gesetzgebenden Versammlung. Die Beschlüsse des Kongresses bzw. der Gesetzgebenden Versammlung hätten in mindestens zwei Lesungen verabschiedet werden müssen.
 Die Geschichte der Fünften Republik begann also mit einem Bruch der "alten" Verfassung und warf ein schlechtes Licht auf den verfassungsgebenden Prozess der neuen Republik und erzeugte auch eine mangelnde Akzeptanz bei der Bevölkerung. Ein Indiz für diese These ist die niedrige Wahlbeteiligung beim auf die Ausarbeitung der Verfassung folgenden Referendum. Dabei votierten 90 Prozent für die Verfassung. Da die Beteiligung jedoch nur bei 38 Prozent lag, stimmte letztendlich nur ein Drittel der Wahlberechtigten für die neue Verfassung. Die demokratische Legitimation der neuen Verfassung stand also von Beginn an auf tönernen Füßen. 

Unter Berücksichtigung dieser Fakten stellen sich also zwei Fragen: Erstens - formuliert die neue Verfassung neue Ansprüche oder Werte im Vergleich zur Vierten Republik oder handelt es sich um die Fortsetzung alter Verhältnisse in neuer Form? Zweitens - wie demokratisch ist die neue Verfassung tatsächlich und zwar theoretisch und in der Realität? 

Zunächst kann festgestellt werden, dass die Bolivarische Verfassung zumindest auf dem Papier einige Neuerungen gegenüber der Verfassung von 1961 festschreibt. 

(1) Die Bürger- und Wählergewalt 

Die augenfälligste Änderung in der neuen Verfassung ist die Schaffung zweier zusätzlicher Gewalten, nämlich der Bürger- und Wählergewalt: "Die Bürgergewalt wird vom Republikanischen Rat für Moral ausgeübt, der sich aus dem Ombudsmann, dem Generalstaatsanwalt und dem Obersten Rechnungsprüfer zusammensetzt und die Wählergewalt von dem aus der alten Verfassung übernommenen Nationalen Wahlrat. 

Dem Republikanischen Rat für Moral obliegen die 'Prävention, Untersuchung und Bestrafung von Handlungen, die gegen die öffentliche Ethik oder die Moral in der Verwaltung gerichtet sind sowie die Sicherung der ordentlichen Verwaltung und der gesetzmäßigen Verwendung öffentlichen Eigentums' (Art. 274, [...]). Darüber hinaus hat er sich um die Förderung der 'Kenntnis der Verfassung, der Vaterlandsliebe, der bürgerlichen und demokratischen Tugenden, der Grundwerte der Republik sowie der Achtung der Menschenrechte' (Art. 278, [...]) zu bemühen. 

Der Nationale Wahlrat ist verantwortlich für die Regulierung des Wahlrechts, die Vorbereitung und Durchführung von Wahlen, die Führung des Bürger-, Wähler- und Parteienverzeichnisses sowie die Aufsicht über die Partei- und Wahlkampffinanzierung (Art. 293, [...])."
 

Leider muss festgestellt werden, dass die zu diesem Thema herangezogene Literatur die an sich sehr wichtige Frage welche Funktion die neuen Gewalten konkret in der Verfassungswirklichkeit erfüllen, nicht hinreichend beantwortet werden kann. Ich vermute allerdings, dass die neuen Gewalten von der Regierung Chávez leicht als bloßes Machtinstrument missbraucht werden können. Friedrich Welsch befasst sich etwas eingehender mit diesem Kritikpunkt. Ich werde später darauf eingehen. 

(2) Minderheitenschutz, Wahlberechtigung und Wahlprozess 

Die neue Verfassung garantiert einen umfassenden Minderheitenschutz und Beteiligungsmöglichkeiten für die indigenen Völker, weiterhin die Wahlberechtigung für Mitglieder der Streitkräfte, die gesellschaftliche Beteiligung an der politischen Willensbildung durch Volksabstimmungen sowie die Trennung der Kandidatenaufstellung und -wahl der Richter des Obersten Gerichts, der Mitglieder des Nationalen Wahlrats, des Obersten Rechnungsprüfers und des Generalstaatsanwalts. All diese Aufgaben lagen nach der alten Verfassung im Zuständigkeitsbereich des Parlaments. Nun obliegt die Aufgabe der Kandidatenaufstellung speziellen Ausschüssen, deren Kandidaten dann von der Nationalversammlung nur noch bestätigt werden müssen. An den Ausschüssen soll die Gesellschaft vorschriftsgemäß beteiligt werden.
 Ein weiteres Novum stellt die Möglichkeit dar, jeden gewählten Amtsträger nach der Hälfte seiner Amtszeit per Referendum abzuberufen. Die neue Verfassung definiert den Staat somit als partizipativen Raum. 

(3) Soziale Rechte 

Die neue Verfassung garantiert auch weitergehende soziale Rechte. Die Universalisierung dieser sozialen Rechte, soll durch den breiten Zugang zu Bildungseinrichtung, Gesundheitsversorgung und durch öffentliche Bereitstellung von Wohnraum gewährleistet werden.
 (Inwieweit dieser Zugang gesichert ist, wird unter Punkt 3.2 untersucht.) 

Die Bolivarische Verfassung formuliert demnach hohe Ansprüche, die Hans-Jürgen Burchardt folgendermaßen bilanziert: "In der Synthese vertritt die Bolivarische Revolution [...] den Anspruch, die verloren gegangene Dreieinigkeit zwischen sozialem Ausgleich, demokratischer Legitimation und ökonomischer Effizienz auf einem höheren Niveau wiederherzustellen."
 

An der Umsetzung der neuen partizipativen Möglichkeiten der Verfassung sind Zweifel angebracht. So bemerkt Friedrich Welsch in seinem Aufsatz "Demokratische Revolution oder Rückfall in Autoritarismus", dass das Potential der innovativen Mitwirkungsrechte nicht genutzt worden sei. Als Beispiel führt er an, dass die neuen Beteiligungsformen bei der Besetzung der Amtsträger sowohl des Republikanischen Rats für Moral, als auch bei der des Obersten Gerichts nicht angewendet worden sind, sondern diese mit Kandidaten besetzt wurden, die von einem Übergangsausschuss der Verfassungsgebenden Versammlung benannt wurden. Diese Kandidaten waren ausschließlich regierungsnahe Personen, die Hugo Chávez zuvor handverlesen und in der Öffentlickeit empfohlen hatte.
 Damit kam es zu einer faktischen Gewaltenfusion in Chávez' Hand - ein Spielraum den selbst die alte Verfassung einem Präsidenten nicht zu gestanden hatte und der aus demokratietheoretischer Sicht als äußerst bedenklich einzustufen ist. Auch das Faktum, dass allein Chávez über die Besetzung der oberen Ränge des Militärs entscheidet und damit die Möglichkeit erhält, sich eine loyale Machtbasis innerhalb des Militärs zu schaffen, passt in dieses Bild. 

Andererseits bietet die Verfassung auch die Möglichkeit, den Präsidenten abzuberufen, ihn also einer direkten demokratischen Kontrolle durch die Wählerschaft zu unterwerfen. Während die partizipativen Elemente Chávez in Zeiten hoher Popularität höchstmögliche Legitimation verschaffen, bedrohen sie vermutlich in Krisenzeiten die exponierte Machtposition von Chávez. Außerdem bietet die fehlende Transparenz der Abstimmungen bei den neuen Wahlprozessen immer wieder Angriffsfläche für die Opposition. 

Man muss weiterhin in Betracht ziehen, dass Chávez immer wieder versucht hat, die Gleichschaltung wichtiger gesellschaftlicher Gruppen (z. B. die Gewerkschaften durch einen ihm hörigen bolivarischen Gewerkschaftsbunds) voranzutreiben. Dies betrieb er auch durch die Mobilisierung gewaltbereiter Teile seiner Anhängerschaft. Darüber hinaus nutzte er seinen Einfluss zur Einschüchterung der Justiz, indem er versuchte, nach einem für ihn ungünstigen Urteil, die Richter des gesamten Obersten Gerichtshofs durch fadenscheinige Untersuchungsverfahren zu schikanieren.
 

Wägt man alle oben genannten Aspekte gegeneinander ab, so kann bilanziert werden, dass die Bolivarische Verfassung zwar erhebliche demokratische und partizipative Ansprüche formuliert, in der Verfassungswirklichkeit jedoch autoritäre Tendenzen dominieren. 

3.2 Die Sozialpolitik der Regierung Chávez am Beispiel der „misiones“ 

Die Chávez- Regierung hat seit ihrem Amtsantritt die staatlichen Sozialausgaben, die 1997 noch bei 8,5% des Bruttoinlandsproduktes lagen, zwischen 1999 und 2001 um 20% erhöht. Damit wendete sie sich von der Sparpolitik der Vorgängerregierungen bewusst ab und verkehrte sie in der Sozialpolitik in ihr Gegenteil. Es kam zu einer Bündelung aller staatlichen sozialpolitischen Maßnahmen unter dem Dach des Fondo Unico Social (FUS). Hans-Jürgen Burchardt weist allerdings darauf hin, dass dieser sich fast ausschließlich nur aus nationalen Finanzquellen speist.
 

All dies geschah vor allem zur Finanzierung so genannter „misiones“. Bei den „misiones“ handelt es sich um ein Bündel von Sozialprogrammen zur Verbesserung der Lebensbedingungen in den zahlreichen Slums (Barrios) des Landes. Diese begannen bereits Ende 1999 und decken verschiedene Lebensbereiche ab – so gibt es Programme zur Verbesserung der Lebensmittelversorgung, zur Förderung der Bildung und zur Erschließung der Gesundheitsversorgung. 

(1) Programm zur Lebensmittelversorgung in den Armenvierteln 

Ein erstes Programm, das implementiert wurde, waren die „Mercados de Alimentos“ (MERCAL). Dabei handelt es sich um in den Armenvierteln angesiedelte Lebensmittelgeschäfte, die staatlich subventionierte Waren sehr preiswert an die Bevölkerung abgeben. Fürntratt-Kloep verweist darauf, dass bis zum Juli 2005 über 14.000 Ausgabestellen für Lebensmittel eingerichtet wurden, welche täglich etwa 15 Millionen Menschen mit nahezu sechs Millionen Kilogramm Grundnahrungsmitteln versorgen.
 

(2) Bildungsprogramme 

Chávez fördert die Bildung der unterpriviligierten Bevölkerungsschichten mit Hilfe verschiedener Programme; zu nennen sind vor allem die „Mision Robinson“, welche seit Mitte 2003 das Ziel verfolgt, Analphabeten Lesen und Schreiben zu lehren und die „Mision Ribas“, welche Gymnasialschulabbrecher auf das Abitur vorbereitet. Die Chávez-Regierung ist dabei stets darum bemüht, auch in ihrem ideologischen Sinne, erziehen zu lassen. Wie weit dieser Anspruch in die Tat umgesetzt wird, demonstrieren die so genannten Bolivarischen Schulen und Gymnasien, die derzeit massiv im ganzen Land ausgebaut werden. Auch der Aufbau Bolivarischer Universitäten ist bereits angelaufen. Die erste dieser Art wurde 2003 in Caracas eröffnet.
 

Die Bildungsprogramme der Regierung Chávez sind ausgesprochen differenziert: neben „Robinson 1“ werden auch Fortgeschrittenenkurse unter der Bezeichnung „Robinson 2 und 3“ angeboten. Die „Mision Ribas“ ist ebenfalls in zwei Stufen unterteilt, um die Schüler entsprechend ihres Leistungsstandes zu betreuen. In der "Mision Sucre" werden Studieninteressierte, die bisher keinen Studienplatz erhalten haben, auf ihr späteres Studium vorbereitet. Das Besondere an all diesen Programmen ist die Tatsache, dass die Lehrenden ihren Schülern nicht nur den Schulstoff vermitteln, sondern ihnen auch beim Zugang zu Krediten oder bei der Gründung von Kooperativen unterstützend zur Seite stehen.
 Die Chávez-Regierung nutzt also ihre Bildungsprogramme gezielt als Instrument, um ihr Konzept der Mischökonomie durchzusetzen. Inwieweit dieses Konzept Früchte trägt, wird später behandelt werden. 

(3) Gesundheitsfürsorge 

Im Bereich der Gesundheitsfürsorge sticht vor allem die „Mision Barrio Adentro“ hervor. Sie startete etwa zeitgleich mit dem Bildungsprogramm „Robinson 1“ und verfolgt das Ziel, die Gesundheitsversorgung der Bewohner in den venezolanischen Armenvierteln zu verbessern. Dabei nutzt die Regierung wie bei anderen Programmen die weiterhin üppig fließenden Öleinnahmen und -mengen, in dem zum Beispiel kubanische Mediziner im Tausch für verbilligtes Öl das noch in den Kinderschuhen steckende Gesundheitssystem Venezuelas unterstützen. 

All diesen Programmen ist gemein, dass sie durchaus einen großen Erfolg darstellen. So war das Bildungsprogramm „Robinson 1“ so erfolgreich, dass Venezuela am 28. Oktober 2005 von der UNESCO als zweites Land Lateinamerikas als analphabetenfrei deklariert wurde. De facto durchliefen seit seiner Einführung. etwa 1,6 Millionen Menschen die Analphabetenprogramme Wie beim Gesunheitsprogramm „Mision Barrio Adentro“ lieferte auch hier Kuba die entscheidende Basis in Form von 1,9 Millionen Lesebüchern, 200.000 Handbüchern für die Instruktoren, sowie 80.000 Fernseh- und Videogeräte und 1 Millionen Videos. 

Die Lebensmittelversorgung hat sich seit Chávez' Amtsantritt vor allem in den Barrios des Landes erheblich verbessert. Genauso sind im medizinischen Bereich zweifellos Erfolge zu verzeichnen. So erhielten vielerorts Menschen erstmals überhaupt eine medizinische Basisversorgung in ihren Wohnvierteln. 

Dennoch kann zu Recht eingewendet werden, dass klientelistische Strukturen noch immer eine große Rolle spielen. So hängt der Zugang zu manchen dieser Sozialprogramme entscheidend von der politischen Gesinnung des Antragstellers ab. Politische Partizipation im Sinne der Bolivarischen Revolution kann sogar Voraussetzung zur Genehmigung der Teilnahme an einzelnen Programmen sein. Außerdem ist die Finanzierung der „misiones“ ausgesprochen intransparent und korruptionsanfällig. So weiß beispielsweise nicht einmal der zuständige Gesundheitsminister im Kabinett Chávez, Fernando Armada, wie hoch sein Etat für das jeweils folgende Jahr sein wird. 

Die Achillesferse der Finanzierung der Chávistischen Sozialpolitik bleiben, neben der bereits geschilderten Abhängigkeit vom Bündnispartner Kuba, die staatlichen Öleinnahmen und damit die Abhängigkeit vom internationalen Erdölmarkt und dessen Preisschwankungen. Es ist der Chávez-Regierung bislang nicht gelungen, das strukturelle Grundproblem der Vierten Republik, nämlich die extreme Abhängigkeit von den Öleinnahmen, irgendwie zu durchbrechen, d.h. die Finanzierbarkeit aller bisher genannten staatlichen Programme , den „misiones“, steht und fällt mit dem Ölpreis. 

Zwar hat Chávez den Handlungsspielraum der Finanzpolitik des Staates seit seinem Amtsantritt verbreitern können, indem er das Eigenleben der staatlichen Erdölgesellschaft "Petroleros de Venezuela SA" (PdVSA) beendete und wieder sicherstellte, dass ein höherer Anteil ihres Gewinnes in die Staatskasse floss. Aber die Bereitschaft, der Erdöl-Rente andere Einnahmequellen zur Seite zu stellen, brachte auch Chávez bis jetzt nicht auf.
 Auch wenn der Erdölpreis, wie zu vermuten, hoch bleibt oder gar weiter steigt, ist zu befürchten, dass noch schneller wachsende soziale Kosten die Finanzmittel Venezuelas überfordern. 

Insgesamt zeigt sich also ein widersprüchliches Bild der chavistischen Sozialpolitik. Zwar ist es auf der einen Seite tatsächlich gelungen, den Lebensstandard vieler Venezolaner entschieden zu verbessern, auf der anderen Seite jedoch bleibt die finanzielle Grundlage all dieser Maßnahmen, auf Grund der von der Vierten Republik ererbten strukturellen Abhängigkeit vom Öl, im höchsten Maße fragil. 

Auch die postulierte allgemeine soziale Teilhabe ist zumindest bislang nicht erfüllt worden. In den „misiones“ der Regierung Chávez wirken vielmehr die klientelistischen Strukturen und Traditionen der Vierten Republik weiter. Das heißt, der Zugang zu den Hilfsleistungen der Sozialprogramme hängt für den Einzelnen weiterhin von seiner Haltung zur Regierungspolitik ab und stellt somit das Gegenteil gesetzlich verbriefter individueller Rechte dar. 

Eine wirksame Partizipation der von den Sozialprogrammen zu erfassenden Klientel findet nicht statt. Dies zeigt sich darin, dass die Politik in Venezuela letztlich doch autoritäre Züge hat: Die Sozialprogramme können nicht darüber hinwegtäuschen, dass sie nicht aus dem politischen Prozess "von unten" heraus wachsen, sondern von zentraler Stelle geplant und durchgesetzt werden. Es werden keine Anstrengungen unternommen, den Betroffenen die Kompetenzen zu vermitteln, die notwendig wären, um sich selbst in den politischen Prozessen mündig einzubringen. Zwar mögen Kooperativen auf das Ziel der Selbstverwaltung hindeuten, die Programme selbst scheinen jedoch vor allem die Ausbildung linientreuer zukünftiger Anhänger voranzutreiben. 

Es kann festgestellt werden, dass es sich bei der Chávistischen Sozialpolitik um keinen wirklichen Neuanfang im Sinne von sozialer Teilhabe für alle handelt, sondern um eine Fortführung der Verhältnisse der Vierten Republik in neuem Gewand. 

3. 3 Die Wirtschaftspolitik des Bolivarismus 

Die Wirtschaftspolitik des Bolivarismus verfolgt das Ziel, Venezuelas Wirtschaftsleben in eine Mischökonomie umzuformen. Das heißt, die Verfassung von 1999 lässt Privateigentum zu und garantiert es. Ihr Schwerpunkt liegt aber vor allem auf der Förderung alternativer Wirtschaftsformen. 

(1) Kooperativen 

Ein Beispiel für die Umsetzung der Wirtschaftspolitik sind die schon zuvor erwähnten Kooperativen. Dabei entsteht ein mitunter bruchloser Übergang zwischen Sozial- und Wirtschaftspolitik. Dieser erklärt sich daher, dass die Mitglieder der rasend schnell anwachsenden Zahl von Kooperativen - die laut Economist seit Chávez’ Amtsantritt vom unter 100 auf geschätzte 67.000 explodiert ist
 - direkt aus den Bildungsprogrammen rekrutiert werden. Das gilt insbesondere für die Absolventen der Alphabetisierungskampagnen, deren anschließende Organisation in Wirtschaftszusammenschlüssen massiv gefördert wird. 

Neben dem Ziel die Sozialpolitik zu stützen und die Arbeitslosigkeit abzubauen, geht es der Politik unter Chávez vor allem um die Erlangung wirtschaftlicher Unabhängigkeit, insbesondere von den zur ständigen Bedrohung hoch stilisierten USA. Fürntratt-Kloep schreibt: „Das Hauptziel der besagten Umgestaltung heißt (…) endogene Entwicklung, Aktivierung der nationalen Kräfte und Industrien, Förderung kollektiver Arbeitsformen und Verminderung der Abhängigkeit von Importen. (…) 'Kauft venezolanisch!' und 'Produzieren statt importieren!' lauten die Devisen.“
 

(2) Neue administrative Strukturen 

Um das Ziel der endogenen Entwicklung voranzutreiben, schuf die Regierung auch neue Strukturen administrativer Art. Hier sind vor allem das Ernährungsministerium, dessen Aufgabe der Regulierung des Imports, der Produktion, Distribution und Vermarktung von Lebensmittel ist und das Volkswirtschaftsministerium, welches mit der Förderung und dem Ausbau kooperativer Formen in Landwirtschaft und Industrie betraut ist, zu nennen. Der Staat nimmt dabei auch immer häufiger die vorher von ihm selbst geförderten Kooperativen unter Vertrag, so geschehen im Mai 2005, als die Regierung mehr als 13.000 Kooperativen, Klein- und Mittelunternehmen mit der Belieferung der staatlich subventionierten MERCALS beauftragte. 

Das Ziel dieser Maßnahme ist die Abhängigkeit der Lebensmittelgeschäfte vom Weltmarkt zu verringern bzw. zu beseitigen. Es ist wichtig zu erwähnen, dass die Lieferbetriebe selbst nicht vom Ausland abhängig sind, da die Abnahme ihrer Produkte vom Staat zu einem Mindestpreis garantiert wird. Für diese Maßnahme sind allerdings hohe staatliche Subventionen notwendig, deren längerfristige Finanzierbarkeit stark angezweifelt werden muss. 

Die Regierung ist weiterhin um die Förderung der oben erwähnten Betriebe bemüht, indem sie diese bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen bevorzugt. 

(3) Empresas de Produccion Social 

Ein weiteres wichtiges Element scheint die seit Mai 2005 diskutierte Einrichtung so genannter ‚Empresas de Produccion Social’ (EPS) zu sein. Man versteht darunter Betriebe, die sich einem Produktionskonzept verpflichten, welches nicht auf Profitmaximierung abzielt, sondern die „soziale Nützlichkeit“ ins Zentrum ihres Handelns stellen. Die staatliche Ölgesellschaft PdVSA spielt bei diesem Programm die entscheidende Rolle. Sie nimmt zum einen fast nur noch Betriebe unter Vertrag, die sich dem EPS-Konzept unterworfen haben und zum anderen versorgt sie diese aus einem speziellen Fond mit günstigen Krediten.
 

Die Kategorie „soziale Nützlichkeit“ ist insofern kritisch zu hinterfragen, als davon auszugehen ist, dass die Administration beurteilt, was als „nützlich“ zu verstehen ist. Zusammen mit der Förderungspraxis der PdVSA wird aus dem EPS-Konzept ein politisches Druckmittel, um eine wachsende Anzahl von Betrieben zur Linientreue zu verpflichten. Der Economist bemerkt dazu, dass damit auch die propagierte Koexistenz zwischen kapitalistischer Privatwirtschaft und neuen Produktionsformen zur Makulatur wird. 
 

(4) Verstaatlichung von Betrieben und Neugründung von Staatsbetrieben 

Der autoritäre Charakter der Politik zeigt sich auch in den umfassenden Verstaatlichungen und Neugründungen von Staatsbetrieben unter Chávez. So gründete er die Fluggesellschaft „Consorcio Venezolano de Industrias Aeronauticas y Servicios Aereos S.A.’“ (CONVIASA), sowie mehrere Lebensmittelkonzerne, unter anderem für Zucker und Getreide.
 Der venezolanische Staat ist aber auch darum bemüht, neue Industriezweige zu etablieren. Dies betrifft die Papierindustrie sowie eine wichtige Ventilfabrik, die nun in einem Joint Venture zwischen dem venezolanischen Staat und einem Kollektiv von mehreren hundert Arbeitern geführt wird. 

In den neuen Staatsbetrieben wird ein Modell der Arbeiterselbstverwaltung nach jugoslawischem Vorbild diskutiert
: die Arbeiter eines Betriebs sind kollektive Eigentümer und wählen aus ihren Reihen Vertreter in den so genannten Arbeiterrat. Die Amtszeit der Mitglieder ist dabei begrenzt, das Kollektiv hat jederzeit die Möglichkeit, seine Vertreter abzuberufen. Der Arbeiterrat trifft die strategischen Entscheidungen des Unternehmens und wählt den Verwaltungsausschuss und dieser schließlich einen Direktor, der dem Kollektiv regelmäßig Rechenschaft über den Erfolg des Unternehmens ablegen muss.
 

Wenn die Einführung des jugoslawische Modell eine Richtschnur der Regierung Chávez ist, muss darauf hingewiesen werden, dass auch das jugoslawische System trotz seines selbst formulierten Anspruchs der direkten betrieblichen Selbstverwaltung und Partizipation der Arbeiter nie in der Lage oder gewillt war, die Bildung von bürokratischen und klientelistischen Strukturen zu durchbrechen. Der jugoslawische Staat nahm weiterhin direkt oder indirekt maßgeblichen Einfluss auf die Besetzung der Führungspositionen in den Betrieben.
 Auch in Venezuela dominieren derartige Strukturen nach wie vor. 

Exemplarisch bemerkt Ruth Zimmerling, dass keine wesentlichen Veränderungen gegenüber der Vierten Republik zu konstatieren sind. Noch immer funktioniert der Staat nach der Gleichung viel Etatismus, viel Korruption, viel Öl. Die Korruption erlebt dabei entgegen der Ankündigung des Präsidenten eine neue Blüte, begünstigt durch sinkende Einkommen und Güterknappheit.
 

Das zentrale Problem der Wirtschaftspolitik liegt jedoch im Fehlen jeglicher Nachhaltigkeit. Die Politik setzt in hohem Maße weiterhin auf populistische Effekthascherei, anstatt ihre Programme auf ein solides, vom Öl unabhängigeres Fundament zu stellen: "Die Wirtschaft ist auch in der Fünften Republik Appendix der Ölwirtschaft geblieben. Es gelang weder die Privatwirtschaft zu stärken, noch ausreichend alternative Wirtschaftszweige aufzubauen. 

Auch die Zahl der Industriebetriebe ging weiter zurück, was die Abhängigkeit vom Öl verschärft."
 Für die meisten Produkte, welche die Kooperativen produzieren gibt es zudem faktisch keinen Markt, da diese in wesentlich besserer Qualität und zu günstigeren Preisen aus Brasilien und Argentinien eingeführt werden. Um dies zu ändern, wäre entweder eine massive Qualitätssteigerung oder ein rigoroser Protektionismus zum Schutz der einheimischen Produkte nötig. Da dies unterbleibt, verkommen viele Kooperativen zu staatlich finanzierten Selbsthilfeprogrammen ohne selbstständige Überlebenschance.
 

Quelle all dieser Maßnahmen ist wie so häufig ein Fond der staatlichen Ölgesellschaft PdVSA. Sinkt der Ölpreis oder steigen die Kosten für diese Programme, wird diese Finanzquelle nach und nach knapp und stellt somit die Nachhaltigkeit der Maßnahmen in Frage. Demnach handelt es sich bei der Wirtschaftspolitik der Bolivarischen Republik - zumindest nach jetzigem Stand - tatsächlich um ein Strohfeuer finanziert aus den Öleinnahmen und nicht um einen allgemeinen Wirtschaftsaufschwung auf Basis veränderter Strukturen, gezielter Wirtschaftsförderung und neuer Rahmenbedingungen. 

3.4 Die Außenpolitik der Regierung Chávez 

Um die Außenpolitik Chávez' einordnen und bewerten zu können, ist es zunächst wichtig, sich die außenpolitischen Leitlinien der Vierten Republik zu vergegenwärtigen: Die Vierte Republik pflegte über den gesamten Zeitraum ihres Bestehens enge Beziehungen zu den USA und profilierte sich als zuverlässiges Bollwerk gegen den Kommunismus und als "Vorzeigedemokratie" Lateinamerikas. Dies wurde dadurch ermöglicht und erzeugt, dass Venezuela bereits vor dem Pakt von Punto-Fijo ein relativ wohlhabendes Land war - Quelle dieses Wohlstandes war stets das Erdöl 

Die Abhängigkeit Venezuelas vom Ölpreis zeigte sich besonders drastisch während der Ölkrise 1973 als ein Absturz der Ölpreise das Land in eine tiefe Rezession und die Staatsfinanzen an den Rand des Kollaps brachten. Hauptabnehmer des Öls waren zu jener Zeit die USA. Die US-Außenpolitik stürzte die venezolanische Regierung jedoch in erhebliche Zielkonflikte: Einerseits hatte die venezolanische Regierung ein vitales Interesse daran, die Beziehungen zum wichtigsten Handelspartner positiv zu gestalten. Andererseits war ihr Ziel die Verbreitung der Demokratie in der Region zu befördern. Die von den USA geduldete bzw. teilweise sogar forcierte autoritäre Regression in Lateinamerika beginnend mit dem Militärputsch in Brasilien im Jahre 1964 erzeugte für die venezolanische Regierung diesen schwerwiegenden Zielkonflikt. 

Venezuela verhielt sich in der Folge passiv und stabilisierte dadurch das gute Verhältnis zu den USA. Es trat ab Mitte der 70er Jahre zunehmend selbstbewusster auf und emanzipierte sich ein wenig von den USA. Mit Beginn der 80er Jahre trieb Venezuela seine Politik der Demokratieförderung wieder voran und präsentierte sich außenpolitisch aktiver.
 

Zugleich verringerten sich ab 1983 die bis dahin sprudelnden Einnahmen aus dem Ölgeschäft dramatisch und sorgten dafür, dass das Land zu diesem Zeitpunkt zahlungsunfähig wurde. Die wirtschaftlich desolate Situation engte den außenpolitischen Spielraum der Vierten Republik zunehmend ein und zwang das Land in immer stärkerem Maße zur Bindung an die USA und den IWF, welcher die notwendig gewordenen Kredite gewährte.
 Den Höhepunkt dieser Entwicklung bildete das neoliberale Sanierungsprogramm des Präsidenten Carlos Andres Peres, das die Sozialausgaben drastisch reduzierte und damit den endgültigen Verfall der Vierten Republik einleitete, indem es Volksaufstände provozierte und auch in den folgenden Jahren keine Antworten auf die Krise des Staates fand. Diese Entwicklungen ermöglichten erst den Aufstieg Hugo Chávez' und erhellen zumindest zum Teil die Grundmotive seiner Außenpolitik.
 

Leitlinie der Chavistischen Außenpolitik war von Anfang an die scharfe Abgrenzung von den USA und den mit ihnen in Verbindung gebrachten Institutionen. So stellte Chávez bereits früh die Zusammenarbeit mit dem IWF ein, band die staatliche Erdölfirma PdVSA stärker an die Regierung und entfaltete eine rege diplomatische Reisetätigkeit auf der Suche nach Verbündenten in ganz Lateinamerika. Dabei ließ er seiner antiimperialistischen Rhetorik bis heute immer wieder spektakuläre Aktionen folgen. Augenfälligste Belege sind sein enges Bündnis mit dem kommunistischen und politisch isolierten Kuba, und seine verbale Unterstützung US-feindlicher Regime. 

Oberstes Ziel der Außenpolitik von Chávez ist die gesamtlateinamerikanische Integration im Sinne Simon Bolivars. Dazu bedient sich die Regierung verschiedener Instrumente: 

(1) Revitalisierung des MERCOSUR 

MERCOSUR ist eine lateinamerikanische Handelsgemeinschaft und Freihandelszone, der Brasilien, Argentinien, Paraguay und Uruguay seit langem bilden und dem im Juli 2006 Venezuela beitrat. Des Weiteren gibt es einige assoziierte Staaten. MERCOSUR kann als lateinamerikanischer Binnenmarkt verstanden werden, der die wirtschaftliche Zusammenarbeit auf dem Kontinent vertiefen soll.
 

(2) Das ALBA-Projekt 

Die "Alternativa Bolivariana para las Americas" ist als eine Alternative zur der unter US-Führung propagierten "Free Trade Area of the Americas" (FTAA) konzipiert. Fürntratt-Kloep beschreibt die ALBA als eine "nichtkapitalistische, nichthegemoniale, rationale, solidarische, an den Interessen der Völker orientierte, Arbeitsplätze schaffende und auf Beseitigung der Armut zielende, Ressourcen sparende und Umwelt schonende Zusammenarbeit im Geiste Bolivar ".
 

Es ist wichtig zu betonen, dass ALBA noch keine gefestigte Institution ist, sondern ein geplantes Konzept, das vor allem von Venezuela vorangetrieben wird. Gleichwohl wurden bereits einige Kooperationen vereinbart, die der angestrebten Integration Ausdruck verleihen sollen. So verpflichteten sich Venezuela und Brasilien im September 2005 zum Bau einer gemeinsamen Raffinerie im nordbrasilianischen Bundesstaat Pernambuco zur Verarbeitung von Schweröl aus Brasilien und Venezuela. Außerdem wurde die Bildung von "PETROSUR", einem Verbund bestimmter lateinamerikanischer Ölgesellschaften, vereinbart. Auf lange Sicht hofft Chávez auf einen Zusammenschluss aller lateinamerikanischen Ölkonzerne (PETROAMÈRICA).
 

(3) Der internationalen TV-Senders "TELESUR" 

An dem neuen lateinamerikanischen Fernsehsender TELESUR sind zurzeit Venezuela, Argentinien, Kuba und Uruguay beteiligt. Auch Bolivien, Ekuador und Peru haben ihr Interesse an einer Mitarbeit bekundet. TELESUR soll die Meinung und die Interessen Lateinamerikas medial vertreten und damit auch ein Gegengewicht zu CNN bilden.
 Da Venezuela selbst mehr als 50 Prozent der Kosten trägt, ist mindestens zu vermuten, dass Chávez TELESUR vor allem als "Werbeträger" für seine Bolivarischen Ideen nutzt. 

(4) Neue Partner 

Die Suche nach neuen internationalen Partnern belegt die Tatsache, dass Chávez in jüngster Zeit die Nähe zu Russland sucht und z.B. dort Kampfhubschrauber und –Jets einkauft. Er hat auch einen Vertrag mit Lukoil über die Erschließung zweier Ölfelder in Venezuela geschlossen.
 

Insgesamt fällt bei der Betrachtung der venezolanischen Außenpolitik auf, dass diese sich in starkem Maße von den USA abgrenzt und sich in der Region mittels konkreter Projekte und antiimperialistischer Rhetorik als Verfechter einer umfassenden lateinamerikanischen Integration und Emanzipation zu profilieren sucht. In der Außenpolitik geht Chávez also neue Wege und verficht in letzter Konsequenz tatsächlich ambitionierte Konzepte und bricht mit der außenpolitischen Tradition der Vierten Republik. 

4. Fazit 

Ziel dieser Arbeit war es, die Politik Venezuelas unter der noch laufenden Ägide von Hugo Chávez kritisch zu beleuchten. Es sollte eine Antwort auf die Frage gefunden werden, ob es sich um ein populistisches, die Kontinuitäten zur Vierten Republik verschleierndes Regime oder einen innovativen, lebensfähigen Weg für Lateinamerika handelt. Das Interesse des Autors bestand darin, sich ein ausgewogenes Bild über die Vorgänge in Venezuela unter Chávez zu verschaffen. 

Die deutsche Medienlandschaft transportiert überwiegend das Bild eines diktatorischen und wirtschaftlich auf Sand gebauten Staates mit einem demagogischen Egomanen an der Spitze. Bewusst solidarisierte er sich mit Außenseitern der Weltpolitik wie dem kubanischen Präsidenten Fidel Castro, dem iranischen Ahmadinedschad oder dem weißrussischen Lukaschenko. So entstand von ihm ein ambivalentes Bild: der "Mainstream" kritisierte ihn scharf oder ignorierte ihn völlig, wohingegen die globalisierungskritische Linke ihn zum Vorreiter im "Kampf gegen die neoliberale Hegemonie" stilisierte. Diese Ambivalenz zeigte sich auch in der rezipierten Fachliteratur, wenn auch unter umgekehrten Vorzeichen: Während ein nicht geringer Teil der Autoren Hugo Chavez' Projekt äußert positiv bewertete, wenn nicht ihn gar tendenziös überhöhen (siehe Fürntratt-Kloep), ließen einige keinen Zweifel an ihrer Ablehnung der Fünften Republik aufkommen (siehe Welsch). Um das zu unterstreichen, sei nur auf das von Sahra Wagenknecht herausgegebene Werk "Aló Presidente" hingewiesen, an dessen Objektivität aufgrund seiner eindeutigen ideologischen Färbung massive Zweifel angebracht sind.
 Diese Umstände erschwerten die ausgewogene Analyse insofern, als sie eine sehr kritisch-reflektierte Rezeption der verwendeten Literatur notwendig machten. 

Resümiert man nun das Bolivarische Projekt insgesamt, kommt man in den getrennt voneinander untersuchten Feldern zu folgenden Schlüssen: Die Bolivarische Verfassung bietet zwar einerseits umfassende soziale Rechte und implementiert eine Vielzahl von Beteiligungsmöglichkeiten für die Bevölkerung. Diese müssen jedoch vor dem Hintergrund der ernormen Machtfülle des Präsidenten und der immer noch fortwirkenden klientelistischen und autoritär-paternalitischen Strukturen bewertet werden. Die demokratische Reichweite der Verfassung ist also als eingeschränkt zu bezeichnen und Verfassungsanspruch und Verfassungswirklichkeit klaffen auseinander. 

Die Sozialpolitik Chávez’ ist zumindest vordergründig als Erfolg zu bezeichnen. Schaut man jedoch hinter die Kulissen und fragt nach der Nachhaltigkeit der populären Programme, stechen die aus der Vierten Republik bekannten Defizite erneut hervor: Der Zugang zu den Programmen hängt nach wie vor von einer zustimmenden Haltung zur Regierungspolitik ab. Die Programme werden von oben forciert und der ideologisch vorgetragene Anspruch - die soziale Emanzipation und Partizipation durch die „Betroffenen“ selbst – wird nicht eingelöst. Das finanzielle Fundament ist darüber hinaus hochgradig instabil. Dies zeigt sich in Sozial- und Wirtschaftspolitik: So hat es Chávez nicht geschafft, zusätzlich zum Ölsektor andere effektive und eigenständige Wirtschaftszweige und Finanzquellen zu erschließen. Selbst wenn der Ölpreis auch längerfristig stabil bleiben sollte, drohen die immensen Ausgaben für die vielfältigen Sozialprogramme den Staat langfristig zu überfordern. Verstärkt wird dieses Problem noch dadurch, dass die überwiegende Zahl der Kooperativen auf dem Weltmarkt nicht konkurrenzfähig ist und damit keine eigenständige Überlebensperspektive hat. Auch die neu gegründeten Staatsbetriebe, in denen ein System der Arbeiterselbstverwaltung diskutiert wird, bieten wohl keine ausreichenden Antworten auf die Herausforderungen der Zukunft, da nicht ersichtlich ist, warum ein bereits in Jugoslawien gescheitertes Projekt im Venezuela des 21. Jahrhunderts Erfolg haben sollte. Die wirtschaftliche Fragilität könnte sich durch die bewusste „Abschottung“ vom Westen, allen voran den USA, außerdem weiter verschärfen. 

Fasst man die drei bisher bearbeiteten Felder zusammen zeigt sich ein ernüchterndes Bild: Inhaltlich hat es das Bolivarische Projekt nicht vermocht, die Probleme und Altlasten der Vierten Republik zu lösen. Lediglich rhetorisch erweckt Hugo Chávez den Eindruck eines großen revolutionären Aufbruchs. Einzig seine außenpolitischen Grundsatzentscheidungen brechen mit den Traditionen venezolanischer Politik nicht nur formal. Er grenzt sich von den USA mit aller Vehemenz ab und treibt die lateinamerikanische Integration voran. Es gilt zu beobachten, ob Chávez seine selbstbewusste Außenpolitik auch in etwaigen Krisenzeiten mit dem gleichen Nachdruck fortsetzen kann. 

Chávez’ populistisches Talent vermag in vielen Fällen die Schwächen und Kontinuitäten zu verdecken und gerade seine exponierte Stellung ist es, die die Zukunft der Fünften Republik besonders mit seiner Person verbindet.
 An der Stabilität des politischen Systems Venezuelas nach Chávez Abtritt ist zu zweifeln. 
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